
983

Jahrgang 1950 Ausgegeben am 27. November 1950 58. Stück

210. Bundesgesetz: Abänderung und Ergänzung des Bundesgesetzes über die Änderung sozialversicherungsrechtlicher
Vorschriften und die Ernährungszulage zu Leistungen der Sozialversicherung (3. Novelle).

2 1 1 . Bundesgesetz: 3. Arbeitslosenversicherungsgesetz-Novelle.
2 1 2 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes über die Gewährung einer Ernährungszulage an Kriegsopfer.
2 1 3 . Bundesgesetz: Kleinrentnergesetznovelle 1950.
2 1 4 . Bundesgesetz: 5. Opferfürsorgegesetz-Novelle.
2 1 5 . Bundesgesetz: 2. Novelle zum Kinderbeihilfengesetz.
2 1 6 . Bundesgesetz: Gewährung eines Bundeszuschusses an das Bundesland Kärnten aus Anlaß der 30. Wiederkehr

des Jahrestages der Volksabstimmung.
2 1 7 . Verordnung: Aufhebung der Verordnung des Bundesministeriums für Inneres und Unterricht vom

30. September 1922, BGBl. Nr. 766.
2 1 8 . Verordnung: Neufestsetzung des Umrechnungsverhältnisses der Goldkrone für die Entrichtung der Zölle.
2 1 9 . Kundmachung: Stand der Ratifikationen der von der Internationalen Arbeitskonferenz angenommenen

und von Österreich ratifizierten Übereinkommen.
220. Übereinkommen zwischen der österreichischen Bundesregierung und der italienischen Regierung über den

Vermögenstransfer der Südtiroler Rückoptanten.

2 1 0 . Bundesgesetz vom 25. Oktober
1950, womit das Bundesgesetz vom 15. Ok-
tober 1948, BGBl. Nr. 223, über die Ände-
rung sozialversicherungsrechtlicher Vorschrif-
ten und über die Ernährungszulage zu
Leistungen der Sozialversicherung abgeändert

und ergänzt wird (3. Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Bundesgesetz vom 15. Oktober 1948,

BGBl. Nr. 223, über die Änderung sozialver-
sicherungsrechtlicher Vorschriften und über die
Ernährungszulage zu Leistungen der Sozialver-
sicherung in der Fassung der Bundesgesetze vom
19. Mai 1949, BGBl. Nr. 116, und vom 14. Juli
1949, BGBl. Nr. 195, wird abgeändert und er-
gänzt wie folgt:

1. § 3 entfällt.
2. § 6 hat zu lauten:
„(1) Die in der Sozialversicherung vorgesehenen

Höchstbeträge des Entgeltes (Jahresarbeitsver-
dienstes) oder Jahreseinkommens werden auf
18.000 S (1500 S monatlich), die Höchstbemes-
sungsgrundlage nach den gesetzlichen Vor-
schriften über die Krankenversicherung der
Bundesangestellten auf 1760 S monatlich hinauf-
gesetzt. Die für die Bemessung der Versicherungs-
leistungen und Versicherungsbeiträge bisher
maßgebenden Mindestbeträge des Entgeltes
(Jahresarbeitsverdienstes) oder Jahreseinkommens
werden um 10 v. H. erhöht. Um den gleichen
Hundertsatz werden alle festen Beträge erhöht,
die in der Sozialversicherung für Leistungen
(Beiträge) der Versicherungsträger, der Ver-

sicherten, deren Arbeitgeber oder sonstigen Ver-
pflichteten, auch als Höchst- oder Mindestbe-
träge, festgesetzt sind; von dieser Erhöhung sind
die Mindestrenten nach § 2, der Zuschuß zum
Krankengeld nach § 8 Abs. 4 sowie die festen
Beträge für solche Leistungen ausgenommen,
zu denen ein Zuschlag nach § 1 des Sozialver-
sicherungs-Anpassungsgesetzes gewährt wird.

(2) Der E r h ö h u n g u m 10 v. H . unterl iegen auch
der Mindestbet rag des Wochengeldes u n d das
Stillgeld nach den Vorschrif ten über den M u t t e r -
schutz v o n Arbe i tnehmern in der bisherigen
Höhe .

(3) Die in den Satzungen der Sozialversiche-
rungsträger festgesetzten Höchst(Mindest)beträge
und festen Beträge unterliegen der Erhöhung
nach Abs. 1 und 2 nicht.

(4) Der Grund lohn nach Lohnstufen kann ab-
weichend von den Anfangs- und Endbeträgen
der Lohnstufen der Lohnsteuertabellen festge-
setzt werden.

<5) Die in der Krankenversicherung der
Rentner geltenden Beitragssätze von monatlich
20 S u n d 13'50 S werden auf monatlich 22 S
und 15 S erhöht . Der von der Rente einzube-
haltende Betrag bleibt unveränder t .

(6) Der in der Krankenversicherung der Kriegs-
hinterbliebenen zu entrichtende Beitrag wird für
Hauptversicherte m i t 16'50 S und für Zusatzver-
sicherte mi t 3'30 S festgesetzt. Der Beitrag für
Hauptversicherte wird mi t 8 S vom Versicherten
und mi t 8'50 S v o m Bund getragen; für Zusatz-
versicherte t rägt der Bund den Versicherungs-
beitrag zur Gänze. Der Grund lohn und der
Abfindungsbetrag gemäß § 22 Abs. 4 beziehungs-
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weise § 72 Abs. 1 Z. 5 des Kriegsopferversor-
gungsgesetzes vom 14. Juli 1949, BGBl. Nr. 197,
erhöhen sich um 10 v. H. Die Regel des § 110
des Kriegsopferversorgungsgesetzes ist anläßlich
der Erhöhung des Höchstbetrages des Entgeltes
gemäß Abs. 1 nicht anzuwenden."

3. § 7 hat zu lauten:
„(1) Die geltenden Ortslöhne und die für die

Zwecke des Steuerabzuges vom Arbeitslohn und
für die Zwecke der Sozialversicherung festge-
setzten Sachbezugswerte werden bis zur Neufest-
setzung nach den hiefür geltenden Vorschriften
um 10 v. H. erhöht.

(2) Die Festsetzung der durchschnittlichen
Jahresarbeitsverdienste in der landwirtschaft-
lichen Unfallversicherung obliegt dem Vorstand
der Land- und Forstwirtschaftlichen Sozialver-
sicherungsanstalt und bedarf der Genehmigung
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung."

4. § 8 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Zum Ausgleich für erhöhte Lebenshaltungs-

kosten ab Oktober 1950 wird Empfängern
wiederkehrender Geldleistungen aus der Sozial-
versicherung und nach den Rechtsvorschriften
über den Mutterschutz von Arbeitnehmern, allen
diesen, wenn sie im Inlande ihren Wohnsitz oder
Aufenthalt haben, nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen eine Ernährungszulage gewährt."

5. § 8 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Abs. 1 gilt nicht für Empfänger von

Leistungen aus der Kranken- und Unfallversiche-
rung und nach den Rechtsvorschriften über den
Mutterschutz von Arbeitnehmern, bei deren
Bemessung schon die ab Oktober 1950 aus dem
im Abs. 1 genannten Grunde erhöhten Löhne
und Werte der Sachbezüge berücksichtigt sind.
Er gilt auch nicht für Empfänger von wieder-
kehrenden Leistungen aus der Krankenversiche-
rung, die mit festen Beträgen festgesetzt sind."

6. Im § 8 Abs. 4 tritt an die Stelle der. Zitie-
rung „nach Abs. 3 Z. 1 und 2" die Zitierung
„nach Abs. 3". § 8 Abs. 5 entfällt.

7. a) Im § 9 Abs. 2 Z. 2 lit. a werden nach
dem Worte „Dienstverhältnis" die Worte „ein-
schließlich eines Zuschusses auf Grund des
4. Lohn- und Preisabkommens von mindestens
80 S monatlich, bei Hinterbliebenen von min-
destens 50 S monatlich" eingefügt.

b) Im § 9 Abs. 2 Z. 3 werden nach dem Worte
„Ernährungsbeihilfe" die Worte „beziehungs-
weise auf Grund des Bundesgesetzes vom 16. De-
zember 1949, BGBl. Nr. 31/1950, in der jeweils
geltenden Fassung, die Kinderbeihilfe" eingefügt.

8. Im § 11 treten an Stelle der Worte „zur
Hälfte" die Worte „in dem für Hinterbliebene
festgesetzten Ausmaß".

9. § 12 hat zu lauten:
„(1) Die Ernährungszulage beträgt 114 S

monatlich, 26'30 S wöchentlich oder 375 S täg-

lich, für die Hinterbliebenen 67 S monatlich,
15'50 S wöchentlich oder 2'20 S täglich.

(2) Für Empfänger wiederkehrender Leis tungen
aus der Unfallversicherung, die die Ernährungs -
zulage auf G r u n d des § 8 Abs. 3 dieses Bundes-
gesetzes in der bisherigen Fassung sowie für
Personen, die die Ernährungszulage auf G r u n d
des § 9 Abs. 2 Z . 2 lit. a dieses Bundesgesetzes
in der bisherigen Fassung nicht erhal ten haben,
beträgt die Ernährungszulage 80 S monatl ich,
18'50 S wöchentlich, 2'65 S täglich, für die
Hinterb l iebenen 50 S monatl ich, 11'50 S
wöchentlich oder 1'65 S täglich.

(3) Empfänger wiederkehrender Leis tungen
aus der Krankenvers icherung sowie nach den
Rechtsvorschriften über den Mut terschutz v o n
Arbe i tnehmern , bei deren Bemessung die ab
Oktober 1950 erhöhten Löhne und Werte der
Sachbezüge wegen des Eintrittes des Versiche-
rungsfalles vor diesem Zeitpunkt noch nicht
berücksichtigt sind, erhalten die Ernährungs-
zulage im folgenden Ausmaß:

a) bei Krankengeld und Wochengeld für Ver-
sicherte im Betrage von 2'65 S täglich;

b) bei sonstigen wiederkehrenden, nicht mit
festen Beträgen, sondern mit einem Teil-
betrag des Krankengeldes bemessenen Lei-
stungen in einem diesem Teilbetrag ent-
sprechenden Teilbetrag von 2'65 S."

10. Im § 17 werden nach den Worten „BGBl.
Nr. 217" die Worte „beziehungsweise die Kin-
derbeihilfen nach dem Bundesgesetz vom 16. De-
zember 1949, BGBl. Nr. 31/1950, in ;der je-
weils geltenden Fassung," eingefügt.

11. Die §§19 und 20 haben zu entfallen.

12. § 5 des Sozialversicherungs-Anpassungs-
gesetzes wird aufgehoben.

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t am 1. O k t o b e r
1950, in bezug auf die Beitragsleistung bei L o h n -
abrechnung nach der Kalenderwoche m i t dem
25. September 1950, bei abweichenden L o h n -
abrechnungszei t räumen entsprechend dem je-
weiligen Beginn der Beitragsperiode O k t o b e r
1950 in Kraft.

(2) Ernährungszu lagen , auf die ein Anspruch
durch dieses Bundesgesetz neu b e g r ü n d e t w i r d ,
gebühren, wenn der Antrag bis 30. Juni 1951
gestellt wird, vom Tage des Zutreffens der
Voraussetzungen, frühestens jedoch ab 1. Ok-
tober 1950.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Renner
Figl Maisel
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2 1 1 . Bundesgesetz vom 25. Oktober
1950 über die Abänderung des Arbeitslosen-
versicherungsgesetzes (3. Arbeitslosenver-

sicherungsgesetz-Novelle).
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesgesetz vom 22. Juni 1949,
BGBl. Nr. 184, betreffend die Arbeitslosen-
versicherung (Arbeitslosenversicherungsgesetz —
AlVG.), in der Fassung des Bundesgesetzes vom
12. Juli 1950, BGBl. Nr. 148, wird abgeändert
wie folgt:

§ 20 Abs. 3 hat zu lauten:
(3) Das Arbeitslosengeld beträgt wöchentlich:

§ 2. (1) Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend
mit 1. Oktober 1950 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Renner
Figl Maisel

2 1 2 . Bundesgesetz vom 25. Oktober 1950,
womit das Bundesgesetz vom 15. Oktober
1948, BGBl. Nr. 219, über die Gewährung
einer Ernährungszulage an Kriegsopfer ab-

geändert wird.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
§ 4 des Bundesgesetzes v o m 15. O k t o b e r 1948,

BGBl. N r . 219, über die Gewährung einer Er-
nährungszulage an Kriegsopfer ha t zu lauten:

„§ 4. Die Ernährungszulage beträgt für Be-
schädigte, El ternpaare und männl iche Empfän-
ger einer El tern te i l rente monat l ich 114 S, sonst
67 S. Bei der Abfer t igung v o n W i t w e n im
Falle der Wiederverehel ichung bleibt die Er-
nährungszulage außer Be t rach t . "

Artikel I I .

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t rückwi rkend mi t
1. Oktober 1950 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut .

Renner
Figl Maisel

2 1 3 . Bundesgesetz vom 25. Oktober 1950,
betreffend das Ausmaß der auf Grund des
Kleinrentnergesetzes vom 18. Juli 1929,
BGBl. Nr. 251, zu gewährenden Klein-
rentnerunterstützungen (Kleinrentnergesetz-

novelle 1950).

Der, Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Ausmaß der auf Grund des Klein-
rentnergesetzes vom 18. Juli 1929, BGBl.
Nr. 251, zu gewährenden Kleinrentnerunter-
stützungen wird festgesetzt wie folgt:

§ 2. Die im § 1 erwähnten Kleinrentner-
unterstützungen gebühren monatlich im vor-
hinein.

§ 3. Die mit § 1 des Bundesgesetzes vom
23. Februar 1949, BGBl. Nr. 82 (Kleinrentner-
gesetznovelle 1949), festgesetzte Einkommens-
freigrenze von 250 S monatlich wird auf 400 S
monatlich erhöht.

§ 4. Die durch dieses Bundesgesetz entstehen-
den Kosten trägt der Bund.

§ 5. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Ok-
tober 1950 in Kraft. Mit diesem Tage verlieren
die Bundesgesetze vom 23. Februar 1949,
BGBl. Nr. 82 (Kleinrentnergesetznovelle 1949),
und vom 18. Mai 1949, BGBl. Nr. 108 (II. Klein-
rentnergesetznovelle 1949), ihre Wirksamkeit.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Maisel Margarétha

214. Bundesgesetz vom 25. Oktober
1950, womit das Opferfürsorgegesetz in der
geltenden Fassung ergänzt wird (5. Opfer-

fürsorgegesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 4. Juli 1947, BGBl.
Nr. 183, über die Fürsorge für die Opfer des
Kampfes um ein freies, demokratisches Öster-
reich und die Opfer politischer Verfolgung
(Opferfürsorgegesetz) in der geltenden Fassung
wird abgeändert und ergänzt wie folgt:
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1. Im § 3 Abs. 2 sind die Worte „31. Dezem-
ber 1949" zu ersetzen durch die Worte „31. De-
zember 1951". Der zweite Satz des Abs. 2 ent-
fällt.

2. § 11 Abs. 1 Z. 2 hat zu lauten wie folgt:
„2. Zur Sicherung des Lebensunterhaltes an

alle Inhaber einer Amtsbescheinigung auf die
Dauer und in dem Ausmaße, als diese nicht in
der Lage sind, ihren Lebensunterhalt in aus-
reichendem Ausmaße selbst zu bestreiten oder
von anderen zur Alimentation gesetzlich heran-
ziehbaren Personen zu erhalten (Unterhalts-
rente). Als ausreichendes Ausmaß in diesem
Sinne wird das Höchstausmaß der Unterhalts-
rente verstanden. Dieses Ausmaß wird für An-
spruchsberechtigte nach § 1 Abs. 1 lit. d oder e
oder Abs. 3 ab 1. Oktober 1950 für Opfer, hin-
terbliebene Elternpaare und männliche Emp-
fänger von Elternteilrenten mit 491 S, für alle
übrigen mit 461 S für jeden Kalendermonat be-
rechnet. Beträgt die Erwerbsunfähigkeit 75 und
mehr Prozent, so sind Renten nach Z. 1 bei
der Bestimmung des Ausmaßes nicht anzu-
rechnen."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Renner
Figl Maisel

2 1 5 . Bundesgesetz vom 25. Oktober 1950,
betreffend die Abänderung des Kinder-
beihilfengesetzes (2. Novelle zum Kinder-

beihilfengesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 16. Dezember 1949,
BGBl. Nr. 31/1950, über Kinderbeihilfen (Kin-
derbeihilfengesetz) in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 21. Juni 1950, BGBl. Nr. 135,
betreffend die Abänderung des Kinderbeihilfen-
gesetzes vom 16. Dezember 1949, BGBl. Nr. 31/
1950, wird abgeändert wie folgt:

1. § 2 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:
„Die Kinderbeihilfe beträgt monatlich 60 S

für jedes Kind (jeden Angehörigen)."
2. Im § 10 vierter Satz sind die Worte „im

Jahre 1950" zu ersetzen durch die Worte „in
den Jahren 1950 und 1951".

3. § 11 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Der Beitrag beträgt 3 v. H. der Beitrags-

grundlage."
4. § 11 Abs. 3 hat zu lauten:
„(8) Ergibt die Fondsgebarung am Schlusse

eines Kalenderjahres einen Überschuß, hat das

Bundesministerium für Finanzen die Beitrags-
höhe durch Verordnung entsprechend herabzu-
setzen."

5. § 14 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Unbeschadet der Bestimmungen des § 15
Abs. 2 sind die Bestimmungen des Ernährungs-
beihilfengesetzes auf die bereits rechtskräftig zu-
erkannten Ansprüche, die sich aus § 2 Abs. 2
zweiter Satz des Ernährungsbeihilfengesetzes ab-
leiten, weiterhin anzuwenden, wenn und solange
das voraussichtliche Jahreseinkommen die für
den Anspruch auf Kinderbeihilfe in § 1 Abs. 3
genannte Grenze nicht übersteigt. Die Ernäh-
rungsbeihilfe beträgt monatlich 60 S für jeden
Angehörigen. Die Bestimmungen des § 2 Abs. 2
dieses Bundesgesetzes finden Anwendung."

Artikel II.

Artikel I Z. 1, 2, 4 und 5 tritt am 1. Oktober
1950 in Kraft. Bei im nachhinein gebührenden
Löhnen und Gehältern ist Artikel I Z. 1 bereits
anläßlich der letzten Bezugsauszahlung im Sep-
tember 1950 anzuwenden. Artikel I Z. 3 tritt mit
der Maßgabe in Kraft, daß der am 10. Oktober
1950 fällige Beitrag schon in der Höhe von 3 v.H.
von der Summe der Arbeitslöhne zu berechnen
ist, die im September 1950 an die Dienstnehmer
gezahlt worden sind.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Margarétha

216. Bundesgesetz vom 25. Oktober 1950
über die Gewährung eines Bundeszuschusses
an das Bundesland Kärnten aus Anlaß der
30. Wiederkehr des Jahrestages der Volks-

abstimmung.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Dem Bundesland Kärnten wird aus An-
laß der. 30. Wiederkehr des Jahrestages der
Volksabstimmung aus Bundesmitteln ein Zu-
schuß von zehn Millionen Schilling gewährt.
Dieser Zuschuß ist für Aufbauarbeiten zu
verwenden, die im südlichen Abstimmungsgebiet
dem Lande Kärnten und den Gemeinden ob-
liegen.

§ 2. Der gemäß § 1 zu leistende Zuschuß ist
beim Ausgabenkapitel 5 unter dem neu zu er-
öffnenden Titel 2 „Bundeszuschuß an das Land
Kärnten- aus Anlaß der 30. Wiederkehr des
Jahrestages der Volksabstimmung" zu ver-
rechnen.



Stück 58, Nr. 217 bis 219. 987

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Renner
Figl Margarétha

217. Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 29. September 1950, be-
treffend die Aufhebung der Verordnung des
Bundesministeriums für Inneres und Unter-
richt vom 30. September 1922, BGBl.

Nr. 766.

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Inneres und Unterricht vom 30. September 1922,
BGBl. Nr. 766, mit der eine Vorschrift für eine
Fertigkeitsprüfung aus Maschinschreiben in Ver-
bindung mit Stenographie (Stenotypistenprü-
fung) erlassen wurde, wird, soweit sie nicht be-
reits außer Kraft getreten ist, aufgehoben.

Hurdes

218. Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 14. Oktober 1950 über
die Neufestsetzung des Umrechnungsverhält-
nisses der Goldkrone für die Entrichtung der

Zölle.

Auf Grund des § 89 des Gesetzes vom 10. Juni
1920, StGBl. Nr. 250, über das Zollrecht und
das Zollverfahren (Zollgesetz) in der Fassung der
4. Novelle zum Zollüberleitungsgesetz, BGBl.
Nr. 104/1950, wird verordnet:

In Abänderung des § 1 Abs. 2 der Verordnung
des Bundesministeriums für Finanzen vom
23. Mai 1950, BGBl. Nr. 105, gilt für die Ent-
richtung der Zölle in anderen Zahlungsmitteln
der Schillingwährung als Goldmünzen vom
Wirksamkeitsbeginn der vorliegenden Ver-
ordnung an das Umrechnungsverhältnis: 1 Gold-
krone = 6'96 Schilling.

Margarétha

219. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 12. Oktober 1950 über den
Stand der Ratifikationen der von der Inter-
nationalen Arbeitskonferenz angenommenen
und von Österreich ratifizierten Überein-

kommen.

Nach Mitteilung des Generaldirektors des
Internationalen Arbeitsamtes sind die von der
Internationalen Arbeitskonferenz angenommenen
und von Österreich ratifizierten Übereinkommen
bisher von folgenden Mitgliedstaaten der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation ratifiziert worden:

1. Übereinkommen (Nr. 1), BGBl. Nr. 227/
1924, über die Begrenzung der Arbeitszeit in ge-
werblichen Betrieben auf acht Stunden täglich
und achtundvierzig Stunden wöchentlich (ange-
nommen von der 1. Internationalen Arbeitskon-
ferenz in Washington, 1919; in Kraft getreten
am 13. Juni 1921; von Österreich bedingt ratifi-
ziert)1):

Argentinien (30. November 1933) 2), Belgien
(6. September 1926), Birma (14. Juli 1921) 3),
Bulgarien (14. Februar 1922), Chile (15. Septem-
ber 1925), Dominikanische Republik (4. Februar
1933), Frankreich (2. Juni 1927) 4), Griechenland
(19. November 1920), Indien (14. Juli 1921),
Italien (6. Oktober 1924) 4), Kanada (21. März
1935), Kolumbien (20. Juni 1933), Kuba (20. Sep-
tember 1934), Lettland (15. August 1925) 4) 5),
Litauen (19. Juni 1931) 5), Luxemburg (16. April
1928), Neuseeland (29. März 1938), Nikaragua
(12. April 1934) 5), Österreich (12. Juni 1924) 1),
Pakistan (14. Juli 1921) 6), Peru (8. November
1945), Portugal (3. Juli 1928), Rumänien (13.
Juni 1921) 5), Spanien (22. Februar 1929) 5),
Tschechoslowakei (24. August 1921), Uruguay
(6. Juni 1933), Venezuela (20. November 1944).

2. Übereinkommen (Nr. 2), BGBl. Nr. 226/
1924, über die Arbeitslosigkeit (angenommen
von der 1. Internationalen Arbeitskonferenz in
Washington, 1919; in Kraft getreten am 14. Juli
1921; Wirksamkeit für Österreich seit 12. Juni
1924):

Argentinien (30. November 1933), Belgien
(25. August 1930), Birma (14. Juli 1921) 3), Bul-
garien (14. Februar 1922), Chile (31. Mai 1933),
Dänemark (13. Oktober 1921), Deutisches Reich
(6. Juni 1925) 5) Estland (20. Dezember 1922) 5),
Finnland (19. Oktober 1921), Frankreich (25 Au-
gust 1925), Griechenland (19. November 1920),
Indien (14. Juli 1921)7), Irland (4. September
1925), Italien (10. April 1923), Japan (23. No-
vember 1922) 5), Jugoslawien (1. April 1927) 5),
Kolumbien (20. Juni 1933), Luxemburg (16. April
1928), Neuseeland (29. März 1938), Niederlande
(6. Februar 1932), Nikaragua (12. April 1934) 5)
Norwegen (23. November 1921), Österreich
(12. Juni 1924), Pakistan (14. Juli 1921) 6), Polen
(21. Juni 1924), Rumänien (13. Juni 1921) 5),
Schweden (27. September 1921), Schweiz (9. Ok-
tober 1922), Spanien (4. Juli 1923) 5), Südafri-
kanische Union (20. Februar 1924), Ungarn
(1. März 1928), Uruguay (6. Juni 1933), Vene-
zuela (20. November 1944), Vereinigtes König-
reich von Großbritannien und Nordirland
(14. Juli 1921).

3. Übereinkommen (Nr. 4), BGBl. Nr. 226/
1924, über die Nachtarbeit der Frauen (ange-
nommen von der 1. Internationalen Arbeitskon-
ferenz in Washington, 1919; in Kraft getreten
am 13. Juni 1921; Wirksamkeit für Österreich
seit 12. Juni 1924):
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Afghanistan (12. Juni 1939), Albanien (17.
März 1932), Argentinien (30. November 1933),
Belgien (12. Juli 1924) 8), Birma (14. Juli 1921) 3),
Brasilien (26. April 1934) 8), Bulgarien (14. Fe-
bruar 1922), Chile (8. Oktober 1931), Estland
(20. Dezember 1922) 8) 5), Frankreich (14. Mai
1925) 9), Griechenland (19. November 1920)8),
Indien (14. Juli 1921) 9), Irland (4. September
1925) 8), Italien (10. April 1923), Jugoslawien
(1. April 1927) 5), Kolumbien (20. Juni 1933),
Kuba (6. August 1928), Litauen (19. Juni 1931) 5),
Luxemburg (16. April 1928), Niederlande
(4. September 1922) 8), Nikaragua (12. April
1934) 5), Österreich (12. Juni 1924), Pakistan
(14. Juli 1921) 6), Peru (8. November 1945),
Portugal (10. Mai 1932), Rumänien (13. Juni
1921) 5), Schweiz (9. Oktober 1922) 8), Spanien
(29. September 1932) 5), Südafrikanische Union
(1. November 1921) 8), Tschechoslowakei (24. Au-
gust 1921), Ungarn (19., April 1928) 8), Uruguay
(6. Juni 1933), Venezuela (7. März 1933), Ver-
einigtes Königreich von Großbritannien und
Nordirland (14. Juli 1921) 8).

4. Übereinkommen (Nr. 5), BGBl. Nr. 279/
1936, über das Mindestalter für die Zulassung
von Kindern zur gewerblichen Arbeit (ange-
nommen von der 1. Internationalen Arbeitskon-
ferenz in Washington, 1919; in Kraft getreten
am 13. Juni 1921; Wirksamkeit für Österreich
seit 26. Februar 1936):

Albanien (17. März 1932), Argentinien (30.
November 1933), Belgien (12. Juli 1924), Bra-
silien (26. April 1934), Bulgarien (14. Februar
1922), Chile (15. September 1925), Dänemark
(4. Jänner 1923), Dominikanische Republik
(4. Februar 1933), Estland (20. Dezember 1922) 5),
Frankreich (29. April 1939), Griechenland (19.
November 1920), Irland (4. September 1925),
Japan (7. August 1926) 5), Jugoslawien (1. April
1927) 5), Kolumbien (20. Juni 1933), Kuba
(6. August 1928), Lettland (3. Juni 1926) 5),
Luxemburg (16. April 1928), Niederlande (21.
Juli 1928), Nikaragua (12. April 1934) 5), Nor-
wegen (7. Juli 1937), Österreich (26. Februar
1936), Polen (21. Juni 1924), Rumänien (13; Juni
1921) 5), Schweiz (9. Oktober 1922), Spanien
(29. September 1932) 5), Tschechoslowakei (24.
August 1921), Uruguay (6. Juni 1933), Vene-
zuela (20. November 1944), Vereinigtes König-
reich von Großbritannien und Nordirland (14.
Juli 1921).

5. Übereinkommen (Nr. 6), BGBl. Nr. 226/
1924, über die Nachtarbeit der Jugendlichen im
Gewerbe (angenommen von der 1. Internatio-
nalen Arbeitskonferenz in Washington, 1919;
in Kraft getreten am 13. Juni 1921; Wirksamkeit
für Österreich seit 12. Juni 1924):

Albanien (17. März 1932), Argentinien (30.
November 1933), Belgien (12. Juli 1924), Birma
(14. Juli 1921) 3), Brasilien (26. April 1934), Bul-
garien (14. Februar 1922), Chile (15. September

1925), Dänemark (4. Jänner 1923), Estland (20.
Dezember 1922) 5), Frankreich (25. August 1925),
Griechenland (19. November 1920), Indien
(14. Juli 1921), Irland (4. September 1925),
Italien (10. April 1923), Jugoslawien (1. April
1927) 5), Kuba (6. August 1928), Lettland (3. Juni
1926) 5), Litauen (19. Juni 1931) 5), Luxemburg
(16. April 1928), Mexiko (20. Mai 1937), Nieder-
lande (17. März 1924), Nikaragua (12. April
1934) 5), Österreich (12. Juni 1924), Pakistan (14.
Juli 1922) 6), Polen (21. Juni 1924), Portugal
(10. Mai 1932), Rumänien (13. Juni 1921) 5),
Schweiz (9. Oktober 1922), Spanien (29. Septem-
ber 1932) 5), Ungarn (19. April 1928), Uruguay
(6. Juni 1933), Venezuela (7. März 1933), Ver-
einigtes Königreich von Großbritannien und
Nordirland (14. Juli 1921) 10).

6. Übereinkommen (Nr. 10), BGBl. Nr. 226/
1924, über das Alter für die Zulassung von
Kindern zur Arbeit in der Landwirtschaft (an-
genommen von der 3. Internationalen Arbeits-
konferenz in Genf, 1921; in Kraft getreten am
31. August 1923; Wirksamkeit für Österreich
seit 12. Juni 1924):

Argentinien (26. Mai 1936), Belgien (13. Juni
1928), Bulgarien (6. März 1925), Chile (18. Ok-
tober 1935), Dominikanische Republik (4. Fe-
bruar 1933), Estland (8. September 1922) 5), Ir-
land (26. Mai 1925), Italien (8. September 1924),
Japan (19. Dezember 1923) 5), Kuba (22. August
1935), Luxemburg (16. April 1928), Neuseeland
(8. Juli 1947), Nikaragua (12. April 1934) 5),
Österreich (12. Juni 1924), Polen (21. Juni 1924),
Rumänien (10. November 1930) 5), Schweden
(27. November 1923), Spanien (29. August
1932) 5), Tschechoslowakei (3. August 1923),
Ungarn (2. Februar 1927), Uruguay (6. Juni
1933).

7. Übereinkommen (Nr. 11), BGBl. Nr. 226/
1924, über das Vereinigungs- und Koalitions-
recht der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer
(angenommen von der 3. Internationalen Ar-
beitskonferenz in Genf, 1921; in Kraft getreten
am 11. Mai 1923; Wirksamkeit für Österreich
seit 12. Juni 1924):

Argentinien (26. Mai 1936), Belgien (19. Juli
1926), Birma (11. Mai 1923) 3), Bulgarien (6. März
1925), Chile (15. September 1925), China (27.
April 1934), Dänemark (20. Juni 1930), Deut-
sches Reich (6. Juni 1925) 5), Estland (8. Septem-
ber 1922) 5), Finnland (19. Juni 1923), Frankreich
(23. März 1929), Indien (11. Mai 1923), Irland
(17. Juni 1924), Italien (8. September 1924),
Jugoslawien (30. September 1929) 5), Kolumbien
(20. Juni 1933), Kuba (22. August 1935), Lett-
land (9. September 1924) 5), Luxemburg (16.
April 1928), Mexiko (20. Mai 1937), Neuseeland
(29. März 1938), Niederlande (20. August 1926),
Nikaragua (12. April 1934) 5), Norwegen (11.
Juni 1929), Österreich (12. Juni 1924), Pakistan
(11. Mai 1923) 6), Peru (8. November 1945),
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Polen (24. Juni 1924), Rumänien (10. November
1930) 5), Schweden (27. November 1923), Schweiz
(23. Mai 1940), Spanien (29. August 1932) 5),
Tschechoslowakei (31. August 1923), Uruguay
(6. Juni 1933), Venezuela (20. November 1944),
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und
Nordirland (6. August 1923).

8. Übereinkommen (Nr. 13), BGBl. Nr. 226/
1924, über die Verwendung von Bleiweiß zum
Anstrich (angenommen von der 3. Internatio-
nalen Arbeitskonferenz in Genf, 1921; in Kraft
getreten am 31. August 1923; Wirksamkeit für
Österreich seit 12. Juni 1924):

Afghanistan (12. Juni 1939), Argentinien (26.
Mai 1936), Belgien (19. Juli 1926), Bulgarien
(6. März 1925), Chile (15. September 1925), Est-
land (8. September 1922) 5), Finnland (5. April
1929), Frankreich (19. Februar 1926), Griechen-
land (22. Dezember 1926), Jugoslawien (30. Sep-
tember 1929)5), Kolumbien (20. Juni 1933),
Kuba (7. Juli 1928), Lettland (9. September
1924)5), Luxemburg (16. April 1928), Mexiko
(7. Jänner 1938), Niederlande (15. Dezember
1939), Nikaragua (12. April 1934)5), Norwegen
(11. Juni 1929), Österreich (12. Juni 1924), Polen
(21. Juni 1924), Rumänien (4. Dezember 1925)5),
Schweden (27. November 1923), Spanien (20. Juni
1924)5), Tschechoslowakei (31. August 1923),
Ungarn (4. Jänner 1928)4), Uruguay (6. Juni
1933), Venezuela (28. April 1933).

9. Übereinkommen (Nr. 17), BGBl. Nr. 40/
1937, über die Entschädigung bei Betriebsun-
fällen (angenommen von der 7. Internationalen
Arbeitskonferenz in Genf, 1925; in Kraft ge-
treten am 1. April 1927; Wirksamkeit für Öster-
reich ab 21. August 1936):

Argentinien (14. März 1950), Belgien (3. Ok-
tober 1927), Bulgarien (5. September 1929),
Chile (8. Oktober 1931), Finnland (20. Jänner
1950), Frankreich (17. Mai 1948), Jugoslawien
(1. April 1927) 5), Kolumbien (20. Juni 1933),
Kuba (6. August 1928), Lettland (29. Mai 1928) 5),
Luxemburg (16. April 1928), Mexiko (12. Mai
1934), Neuseeland (29. März 1938), Niederlande
(13. September 1927), Nikaragua (12. April
1934) 5), Österreich (21. August 1936), Polen
(3. November 1937), Portugal (27. März 1929),
Schweden (8. September 1926), Spanien (22. Fe-
bruar 1929) 5), Tschechoslowakei (12. Juni 1950),
Ungarn (19. April 1928), Uruguay (6. Juni. 1933),
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und
Nordirland (28. Juni 1949).

10. Übereinkommen (Nr. 18), BGBl. Nr. 288/
1928, über die Entschädigung bei Berufskrank-
heiten (angenommen von der 7. Internationalen
Arbeitskonferenz in Genf, 1925; in Kraft ge-
treten am 1. April 1927; Wirksamkeit für Öster-
reich seit 29. September 1928):

Belgien (3. Oktober 1927), Birma (30. Septem-
ber 1927) 3), Bulgarien (5. September 1929),
Chile (31. Mai 1933), Dänemark (18. Juni 1934),
Deutsches Reich (18. September 1928)5), Finn-
land (17. September 1927), Frankreich (13. Au-
gust 1931), Indien (30. September 1927), Irak
(26. November 1938), Irland (25. November
1927) 11), Italien (22. Jänner 1934), Japan (8. Ok-
tober 1928) 5), Jugoslawien (1. April 1927) 5),
Kolumbien (20. Juni 1933), Kuba (6. August
1928), Lettland (29. November 1929) 5), Luxem-
burg (16. April 1928), Niederlande (1. Novem-
ber 1928) 11), Nikaragua (12. April 1934) 5), Nor-
wegen (11. Juni 1929)11), Österreich (29. Sep-
tember 1928)11), Pakistan (30. September
1927)6), Polen (3. November 1937), Portugal
(27. März 1929), Schweden (15. Oktober 1929) 11),
Schweiz (16. November 1927), Spanien (29. Sep-
tember 1932) 5), Tschechoslowakei (19. Septem-
ber 1932), Ungarn (19. April 1928) 11), Uruguay
(6. Juni 1933). Vereinigtes Königreich von Groß-
britannien und Nordirland (6. Oktober 1926) 11).

11. Übereinkommen (Nr. 19), BGBl. Nr. 288/
1928, über die Gleichbehandlung einheimischer
und ausländischer Arbeitnehmer in der Ent-
schädigung bei Betriebsunfällen (angenommen
von der 7. Internationalen Arbeitskonferenz in
Genf. 1925: in Kraft getreten am 8. September
1926: Wirksamkeit für Österreich seit 29. Sep-
tember .1928):

Ägypten (29. November 1948V Argentinien
(14. März 1950), Belgien (3. Oktober 1927),
Birma (30. September 1927) 3). Bulgarien (5. Sep-
tember 1929), Chile (8. Oktober 1911), China
(27. April 1934), Dänemark (31. März 1928),
Deutsches Reich (18. September 1928)5), Estland
(14. April 1930)5), Finnland (17. September
1927), Frankreich (4. April 1928), Griechenland
(30. Mai 1936),. Indien (30. September 1927), Irak
(30. April 1940), Irland (5. Juli 1930), Italien
(15. März 1928), Japan (8. Oktober 1928)5),
Jugoslawien (1. April 1927)5), Kolumbien
(20. Juni 1933), Kuba (6. August 1928),
Lettland (29. Mai 1928) 5), Litauen (28. Sep-
tember 1934) 5), Luxemburg (16. April 1928),
Mexiko (12. Mai 1934), Niederlande (13.
September 1927), Nikaragua (12. April 1934) 5),
Norwegen (11. Juni 1929), Österreich (29. Sep-
tember 1928), Pakistan (30. September 1927) 6),
Peru (8. November 1945), Polen (28. Februar
1928), Portugal (27. März 1929), Schweden (8.
September 1926), Schweiz (1. Februar 1929),
Spanien (22. Februar 1929) 5), Südafrikanische
Union (30. März 1926), Tschechoslowakei (8. Fe-
bruar 1927), Ungarn (19. April 1928), Uruguay
(6. Juni 1933), Venezuela (20. November 1944),
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und
Nordirland (6. Oktober 1926).

12. Übereinkommen (Nr. 21) über die Ver-
einfachung der Aufsicht über die Auswanderer
an Bord von Schiffen (angenommen von der
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8. Internationalen Arbeitskonferenz in Genf,
1926; in Kraft getreten am 29. Dezember 1927;
Wirksamkeit für Österreich seit 29. Dezember
1927):

Albanien (17. März 1932), Argentinien (14.
März 1950), Australien (18. April 1931), Belgien
(15. Februar 1928), Birma (14. Jänner 1928)3),
Bulgarien (29. November 1929), Finnland
(5. April 1929), Frankreich (13. Jänner 1932) 4),
Indien (14. Jänner 1928), Irland (5. Juli 1930),
Japan (8. Oktober 1928) 5), Kolumbien (20. Juni
1933), Luxemburg (16. April 1928), Mexiko
(9. März 1938), Neuseeland (29. März 1938),
Niederlande (13. September 1927), Nikaragua
(12. April 1934) 5), Österreich (29. Dezember
1927), Pakistan (14. Jänner 1938) 6), Schweden
(15. Oktober 1929) 4), Tschechoslowakei (25. Mai
1928), Ungarn (3. Februar 1931), Uruguay (6.
Juni 1933), Venezuela (20. November 1944),
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und
Nordirland (16. September 1927) 4).

13. Übereinkommen (Nr. 24), BGBl. Nr. 102/
1929, über die Krankenversicherung der Arbeit-
nehmer in Handel und Gewerbe und der Haus-
gehilfen (angenommen von der 10. Internationa-
len Arbeitskonferenz in Genf, 1927; in Kraft
getreten am 15. Juli 1928; Wirksamkeit für
Österreich seit 19. Mai 1929):

Bulgarien (1. November 1930), Chile (8. Ok-
tober 1931), Deutsches Reich (23. Jänner 1928) 5),
Frankreich (17. Mai 1948), Jugoslawien (30. Sep-
tember 1929) 5), Kolumbien (20. Juni 1933),
Lettland (29. November 1929) 5), Litauen (19.
Juni 1931) 5), Luxemburg (16. April 1928), Nika-
ragua (12. April 1934) 5), Österreich (18. Februar
1929), Peru (8. November 1945), Polen (29. Sep-
tember 1948), Rumänien (28. Juni 1929) 5),
Spanien (29. September 1932) 5), Tschechoslowa-
kei (17. Jänner 1929), Ungarn (19. April 1928),
Uruguay (6. Juni 1933), Vereinigtes Königreich
von Großbritannien und Nordirland (20. Februar
1931).

14. Übereinkommen (Nr. 25), BGBl. Nr. 102/
1929, über die Krankenversicherung der Arbeit-
nehmer in der Landwirtschaft (angenommen von
der 10. Internationalen Arbeitskonferenz in
Genf, 1927; in Kraft getreten am 15. Juli 1928;
Wirksamkeit für Österreich seit 19. Mai 1929):

Bulgarien (1. November 1930), Chile (8. Ok-
tober 1931), Deutsches Reich (23. Jänner 1928) 5),
Kolumbien (20. Juni 1933), Luxemburg (16. April
1928), Nikaragua (12. April 1934) 5), Österreich
(18. Februar 1929), Polen (29. September 1948),
Spanien (29. September 1932)5), Tschechoslo-
wakei (17. Jänner 1929), Uruguay (6. Juni 1933),
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und
Nordirland (20. Februar 1931).

15. Übereinkommen (Nr. 27), BGBl. Nr. 380/
1935, über die Gewichtsbezeichnung an schweren,
auf Schiffen beförderten Frachtstücken (ange-

nommen von der 12. Internationalen Arbeits-
konferenz in Genf, 1929; in Kraft getreten am
9. März 1932; Wirksamkeit für Österreich seit
16. August 1936):

Argentinien (14. März 1950), Australien (9.
März 1931), Belgien (6. Juni 1934), Birma
(7. September 1931) 3), Bulgarien (4. Juni 1935),
Chile (31. Mai 1933), China (24. Juni 1931),
Dänemark (18. Jänner 1933) 4), Deutsches Reich
(5. Juli 1933)5), Estland (18. Jänner 1932) 5),
Finnland (8. August 1932), Frankreich (29. Juli
1935), Griechenland (30. Mai 1936), Indien (7.
September 1931), Irland (5. Juli 1930), Italien
(18. Juli 1933), Japan (16. März 1931) 5), Jugo-
slawien (22. April 1933) 5), Kanada (30. Juni
1938), Litauen (28. September 1934) 5), Luxem-
burg (1. April 1931), Mexiko (12. Mai 1934),
Niederlande (4. Jänner 1933), Nikaragua (12.
April 1934) 5), Norwegen (1. Juli 1932), Öster-
reich (16. August 1935), Pakistan (7. September
1931) 6), Polen (18. Juni 1932), Portugal (1. März
1932), Rumänien (7. Dezember 1932) 5), Schweden
(11. April 1932), Schweiz (8. November 1934),
Spanien (29. August 1932) 5), Südafrikanische
Union (21. Februar 1933) 4), Tschechoslowakei
(26. März 1934), Ungarn (6. Dezember 1937),
Uruguay (6. Juni 1933), Venezuela (17. Dezem-
ber 1932).

16. Übereinkommen (Nr. 30) über die Rege-
lung der Arbeitszeit im Handel und in Büros
(angenommen von der 14. Internationalen Ar-
beitskonferenz in Genf, 1930; in Kraft getreten
am 29. August 1933; von Österreich bedingt
ratifiziert) 12):

Argentinien (14. März 1950), Bulgarien (22.
Juni 1932), Chile (18. Oktober 1935), Finnland
(13. Jänner 1936), Kuba (24. Februar 1936),
Mexiko (12. Mai 1934), Neuseeland (29. März
1938), Nikaragua (12. April 1934) 5), Österreich
(16. Februar 1933) 12), Spanien (29. August
1932) 5), Uruguay (6. Juni 1933).

17. Übereinkommen (Nr. 33), BGBl. Nr. 280/
1936, über das Alter für die Zulassung von
Kindern zu nichtgewerblichen Arbeiten (ange-
nommen von der 16. Internationalen Arbeits-
konferenz in Genf, 1932; in Kraft getreten am
6. Juni 1935; Wirksamkeit für Österreich seit
26. Februar 1937):

Argentinien (14. März 1950), Belgien (.6. Juni
1934), Frankreich (29. April 1939), Kuba (24,
Februar 1936), Niederlande (12, Juli 1935),
Österreich (26. Februar 1936), Spanien (22., Juni
1934) 5), Uruguay (6. Juni 1933).

18. Übereinkommen (Nr. 42), BGBl. Nr. 278/
1936, über die Entschädigung bei Berufskrank-
heiten (abgeänderter Wortlaut vom Jahre 1934)
(angenommen von der 18. Internationalen Ar-
beitskonferenz in Genf, 1934; in Kraft getreten
am 17. Juni 1936; Wirksamkeit für Österreich
seit 26. Februar 1937):
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Argentinien (14. März 1950), Belgien (3. Au-
gust 1949), Brasilien (8. Juni 1936), Bulgarien
(29. Dezember 1949), Dänemark (22. Juni 1939),
Finnland (20. Jänner 1950), Frankreich (17. Mai
1948), Irak (25. Juli 1941), Irland (15. März
1937), Japan (6. Juni 1936) 5), Kuba (22. Juni
1936), Mexiko (20. Mai 1937), Neuseeland (29.
März 1938), Niederlande (1. September 1939),
Norwegen (21. Mai 1935), Österreich (26. Fe-
bruar 1936), Polen (29. September 1948),
Schweden (24. Februar 1937), Tschechoslowakei
(1. Juli 1949), Türkei (8. Juli 1946), Ungarn
(17. Juni 1935), Vereinigtes Königreich von
Großbritannien und Nordirland (29. April 1936).

19. Übereinkommen (Nr. 45), BGBl. Nr. 324/
1937, über die Beschäftigung von Frauen bei
Untertagarbeiten in Bergwerken jeder Art
(angenommen von der 19. Internationalen Ar-
beitskonferenz in Genf, 1935; in Kraft getreten
am 30. Mai 1937; Wirksamkeit für Österreich
seit 3. Juli 1938):

Ägypten (11. Juli 1947), Afhganistan (14. Mai
1937), Argentinien (14. März 1950), Belgien (4.
August 1937), Brasilien (22. September 1938),
Bulgarien (29. Dezember 1949), Chile (16. März
1946), China (2. Dezember 1936), Estland (4. Juni
1937) 5), Finnland (3. März 1938), Frankreich (25.
Jänner 1938), Griechenland (30. Mai 1936),
Indien (25. März 1938), Irland (20. August 1936),
Kuba (14. April 1936), Mexiko (21. Februar
1938), Neuseeland (29. März 1938), Niederlande
(20. Februar 1937), Österreich (3. Juli 1935),
Pakistan (25. März 1938) 6), Peru (8. November
1945), Portugal (18. Oktober 1937), Schweden
(11. Juli 1936), Schweiz (23. Mai 1940), Süd-
afrikanische Union (25. Juni 1936), Tschecho-
slowakei (12. Juni 1950), Türkei (21. April 1938),
Ungarn (19. Dezember 1938), Venezuela (20. No-
vember 1944), Vereinigtes Königreich von Groß-
britannien und Nordirland (18. Juli 1936).

20. Übereinkommen (Nr. 80), BGBl. Nr. 224/
1949, über die teilweise Abänderung der von
der Allgemeinen Konferenz der Internationalen
Arbeitsorganisation auf ihren ersten achtund-
zwanzig Tagungen angenommenen Übereinkom-
men zur Sicherstellung der künftigen Durch-
führung gewisser Kanzleiaufgaben, die in diesen
Übereinkommen dem Generalsekretär des Völ-
kerbundes übertragen waren, und zur Aufnahme
bestimmter zusätzlicher Abänderungen, die sich
durch die Auflösung des Völkerbundes und die
Abänderung der Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation als notwendig erwiesen haben
(angenommen von der 29. Internationalen Ar-
beitskonferenz in Montreal, 1946; in Kraft ge-
treten am 28. Juli 1947; Wirksamkeit für Öster-
reich seit 31. März 1949):

Ägypten (7. Juni 1949), Äthiopien (23. Juli
1947), Argentinien (14. März 1950), Australien
(25. Jänner 1949), Belgien (3. August 1949),
Brasilien (13. April 1948), Chile (3. November

1949), China, Dänemark (Annahme: 28. Juni
1947, Ratifikation: 30. Juni 1949), Domini-
kanische Republik (29. August 1947), Finnland
(28. Juni 1947), Frankreich (20. Jänner 1948),
Guatemala (1. Oktober 1947), Indien (17. No-
vember 1947), Irak (9. September 1947), Irland
(14. Juni 1947), Italien (11. Dezember 1947),
Kanada (31. Juli 1947), Kolumbien (10. Juni
1947), Luxemburg (29. Oktober 1948), Mexiko
(20. April 1948), Neuseeland (8. Juli 1947),
Niederlande (15. Jänner 1948), Norwegen (5.
Jänner 1949), Österreich (31. März 1949), Paki-
stan (25. März 1948), Polen (11. Dezember 1947),
Schweden (29. Mai 1947), Schweiz (22. April
1947), Siam (Thailand) (5. Dezember 1947), Süd-
afrikanische Union (19. Juni 1947), Tschecho-
slowakei (12. Juni 1950), Türkei (13. Juli 1949),
Venezuela (13. September 1948), Vereinigtes
Königreich von Großbritannien und Nordirland
(28. Mai 1947), Vereinigte Staaten von Amerika
(24. Juni 1948).

21. Übereinkommen (Nr. 81), BGBl. Nr. 225/
1949, über die Arbeitsaufsicht in Gewerbe und
Handel (angenommen von der 30. Internatio-
nalen Arbeitskonferenz in Genf, 1947; in Kraft
getreten am 7. April 1950; Wirksamkeit für
Österreich seit 30. April 1950):

Bulgarien (29. Dezember 1949), Indien
(7. April 1949), Finnland (20. Jänner 1950), Nor-
wegen (5. Jänner 1949), Österreich (30. April
1949), Schweden (25. November 1949), Schweiz
(13. Juli 1949), Vereinigtes Königreich von Groß-
britannien und Nordirland (28. Juni 1949).

Figl

Anmerkungen.
1) Das. Übereinkommen wurde von Österreich mit

dem Vorbehalt ratifiziert, daß es für Österreich
erst wirksam werden soll, wenn es von den
europäischen Mitgliedstaaten der Internationalen
Arbeitsorganisation, denen die größte industrielle
Bedeutung zukommt, und von sämtlichen mit
Österreich im Wirtschaftsverkehr stehenden Nach-
barstaaten ratifiziert sein wird. Diese Bedingung ist
bisher nicht erfüllt worden, so daß das Überein-
kommen für Österreich noch nicht wirksam ge-
worden ist.

2) Die in den Klammern hinter den Staatennamen
stehenden Zahlen bedeuten jeweils das Datum der
Eintragung der Ratifikation beim Internationalen
Arbeitsamt.

3) Auf Grund der Gesetzgebung vom Jahre 1935
(Government of India Act) hat Birma seit 1. April
1937 aufgehört, einen Teil Indiens zu bilden. Es
ist vereinbart worden, daß Birma für die von
Indien bis 31. März 1937 ratifizierten 14 Überein-
kommen gebunden bleibt. Das angeführte Datum ist
das, zu welchem die Ratifikation Indiens eingetragen
wurde.

4) Bedingte Ratifikation.
5) Gegenwärtig nicht mehr Mitglied der Inter-

nationalen Arbeitsorganisation.
6) Pakistan, das seit 15. August 1947 aufgehört

hat, einen Teil Indiens zu bilden und das am
31. Oktober 1947 Mitglied der Internationalen
Arbeitsorganisation geworden ist, hat das Inter-



992 Stück 58, Nr. 220.

nationale Arbeitsamt mit einem Schreiben vom
26. Jänner 1948 in Kenntnis gesetzt, daß es sich ver-
pflichten würde, die von der indischen Regierung
ratifizierten Übereinkommen weiter gelten zu lassen.
Das angeführte Datum ist das, zu welchem die Rati-
fikation Indiens eingetragen wurde.

7) Ratifikation gekündigt am 16. April 1938.
8) Hat das Übereinkommen Nr. 41 ratifiziert und

das vorliegende Übereinkommen gekündigt.

9) Hat das Übereinkommen Nr. 41 ratifiziert, aber
das vorliegende Übereinkommen nicht gekündigt.

10) Gekündigt am 4. Oktober 1947, daher mit
4. Oktober 1948 außer Kraft getreten.

11) Vgl. Übereinkommen Nr. 42.
12) Das Übereinkommen wurde unter dem Vor-

behalt ratifiziert, daß es für Österreich erst wirk-
sam werden soll, wenn es von Deutschland ratifi-
ziert ist.

220.

Übereinkommen zwischen der öster-
reichischen Bundesregierung und der italie-
nischen Regierung über den Vermögens-

transfer der Südtiroler Rückoptanten.

Die österreichische Bundesregierung und die
italienische Regierung haben, um den Transfer
der Vermögenswerte von Personen, welche die
italienische Staatsbürgerschaft auf Grund des
Gesetzdekretes Nr. 23 vom 2. Februar 1948
wiedererworben haben, von Österreich nach
Italien zu ermöglichen, folgendes vereinbart:

Artikel 1

Die nach Österreich ausgewanderten Süd-
tiroler Optanten, welche die italienische Staats-
bürgerschaft auf Grund des Gesetzdekretes
Nr. 23 vom 2. Februar 1948 endgültig wieder-
erhalten und ihren ständigen Wohnsitz nach
Italien zurückverlegt haben oder zurückverlegen
werden, haben im Sinne der nachstehenden
Artikel Anspruch auf den Transfer ihres Ver-
mögens von Österreich nach Italien.

Artikel 2

Für den Transfer kommen folgende Ver-
mögenswerte der Rückoptanten in Betracht:

a) Bargeld und Bankguthaben in Österreich;

b) im Rahmen der jeweils bestehenden
österreichischen Devisenvorschriften er-
zielte Erlöse aus dem Verkauf von Wert-
papieren, Immobilien, Geschäftsanteilen,
Warenvorräten und sonstigen Vermögens-
werten.

Die Feststellung der erwähnten Vermögens-
werte wird auf Grund der Vermögenslage des
Rückoptanten am Tage der Paraphierung des
vorliegenden Übereinkommens erfolgen; außer-
dem wird der normale Vermögenszuwachs vom
Tage der Feststellung bis zu jenem des Trans-
fers berücksichtigt werden.

Artikel 3

Um die in Artikel 1 gebotene Möglichkeit
in Anspruch nehmen zu können, haben Rück-
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optanten, die ihren Wohnsitz vor Paraphierung
des vorliegenden Übereinkommens nach Italien
verlegt haben, die entsprechenden Anträge bis
zum 31. Dezember 1950 in zweifacher Aus-
fertigung bei der Banca d'Italia in Bozen oder
in Trient einzureichen.

Rückoptanten, die ihren. Wohnsitz erst nach
Paraphierung des vorliegenden Übereinkommens
nach Italien verlegen werden, haben hingegen
ihre Transferanträge in zweifacher Ausfertigung
bis zum 31. Dezember 1951 bei der Oester-
reichischen Nationalbank in Wien einzureichen.

Die beiden Institute werden einander je ein
Exemplar der erhaltenen Anträge übermitteln.
Die Prüfung derselben wird der Oesterreichischen
Nationalbank auf Grund der von ihr mit dem
Ufficio Italiano dei Cambi zu vereinbarenden
Bedingungen übertragen.

Personen, deren Staatsbürgerschaft am
30. September 1951 noch nicht geklärt ist,
werden bis zum 31. Dezember 1951 bei der
Oesterreichischen Nationalbank Anträge zur Er-
streckung des Termins in zweifacher Aus-
fertigung einreichen können.

Artikel 4

In den Transferanträgen sind die in Ar-
tikel 2 genannten Vermögenswerte getrennt
anzuführen. Die noch nicht realisierten Ver-
mögenswerte sind mit dem Schätzwert ein-
zusetzen.

Den Anträgen sind alle zum Nachweis des
Vermögens am Stichtag erforderlichen Unter-
lagen beizuschließen.

Artikel 5

Nach der im vorhergehenden Artikel 3 vor-
gesehenen Prüfung wird die Oesterreichische
Nationalbank dem Antragsteller die Transfer-
bewilligung oder, falls wesentliche Vermögens-
werte noch nicht realisiert sind, eine Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung für den Transfer erteilen.
In letzterem Fall hat der Antragsteller seinen
Antrag durch Einsetzung der erlösten Beträge
zu ergänzen, worauf ihm die Transferbewilli-
gung ausgefolgt werden wird. Diese kann sich
auch auf einzelne Teile des ganzen zu trans-
ferierenden Vermögens beziehen und sie kann
von dem Berechtigten auf einmal oder für
mehrere aufeinanderfolgende Transfers aus-
genützt werden.

Jedenfalls ist Voraussetzung für jeden Ver-
mögenstransfer die tatsächliche Verlegung des
Wohnsitzes nach Italien.

Artikel 6

Die zu transferierenden Beträge sind bei der
Oesterreichischen Nationalbank in Wien direkt
oder im Wege eines österreichischen Kredit-
institutes einzuzahlen.
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Die Oesterreichische Nationalbank wird für
jede erhaltene Einzahlung dem Ufficio Italiano
dei Cambi eine auf U.S.A.-Dollar lautende
Einzahlungsbestätigung übermitteln, die als
Zahlungsauftrag zu Lasten des im österreichisch-
italienischen Zahlungsabkommen vom 22. April
1950 vorgesehenen Kontos B gilt.

Artikel 7

Die Oesterreichische Nationalbank und das
Ufficio Italiano dei Cambi werden die erforder-
lichen Maßnahmen für die technische Durch-
führung der in diesem Übereinkommen vor-
gesehenen Zahlungen treffen.

Artikel 8

Die Oesterreichische Nationalbank wird Ein-
zahlungen auf Grund des vorliegenden Über-
einkommens bis zum 31. Dezember 1952 ent-
gegennehmen.

Artikel 9

Das vorliegende Übereinkommen tritt am
Tage seiner Unterzeichnung in Kraft. Es ist in
deutscher und italienischer Sprache abgefaßt, die
beide in gleicher Weise authentisch sind.

Rom, am 4. Oktober 1950.

Für die
österreichische Bundesregierung

Dr. Schwarzenberg

Für die
italienische Regierung

Vittorio Zoppi

Vorstehendes Übereinkommen wurde am 4. Oktober 1950 in Rom unterzeichnet; es ist
daher gemäß seinem Artikel 9 an diesem Tage in Kraft getreten.

Figl


